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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Firma Arone, die u.a. im Ortsteil Eiweiler 
(Gemeinde Heusweiler) eine Schlosserei be-
treibt, beabsichtigt, im Gewerbegebiet „Auf 
Hirtenwies“ eine neue Stahlhalle (Schlosse-
rei) mit Bürotrakt inkl. Lager- und Abstell-
plätzen zu errichten. Die hierfür vorgesehe-
ne Fläche an der Ecke Göttelborner Straße/ 
„Auf Hirtenwies“ liegt westlich des 
Siedlungskörpers von Göttelborn (Gemein-
de Quierschied) in dem spitz zulaufenden 
Dreieck zwischen der Göttelborner Straße 
(Landesstraße L 266) und der Autobahn A1, 
gehört jedoch bereits zur Gemarkung des 
Ortsteils Wahlschied (Gemeinde Heuswei-
ler). Für das Gewerbegebiet „Auf Hirten-
wies“ liegt bereits ein Bebauungsplan vor 
(„Gewerbegebiet östlich der A1“, 1997).

Der Standort ist für die vorgesehene Nut-
zung aufgrund seiner verkehrsgünstigen La-
ge in einem Gewerbegebiet prädestiniert. 
Eine Autobahnauffahrt zur A1 ist in unmit-
telbarer Nähe vorhanden. Zudem handelt 
es sich bei der Fläche um ein bereits voll-
ständig erschlossenes Grundstück.

Die Erschließung bleibt unverändert und 
soll über die vorhandene Straße „Auf Hir-
tenwies“ erfolgen. Die erforderlichen Stell-
plätze können vollständig auf dem Grund-
stück/ den Grundstücken nachgewiesen 
werden.

Derzeit ist das Vorhaben am vorgesehenen 
Standort nicht realisierbar - u.a. aufgrund 
der bestehenden Festsetzungen zum Maß 
der baulichen Nutzung (insbesondere ab-
weichende Gebäudehöhe des Vorhabens) 
sowie aufgrund der Tatsache, dass aufgrund 
der östlich der Göttelborner Straße gelege-
nen Wohnbe bauung (Wohngebäude Wahl-
schieder Straße Nr. 13, 15 und 22, Ortsteil 
Göttelborn) Einschränkungen im Hinblick 
auf den Lärmschutz bestehen.

Um die Zulässigkeit der Stahlhalle/ Schlos-
serei im Gewerbegebiet „Auf Hirtenwies“ 
zu schaffen, bedarf es somit der Aufstellung 
eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans. Ziel des vorhabenbezogenen 
Bebauungs planes „Neubau Stahlhalle mit 
Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ ist es, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Zulässigkeit des genannten Planvorha-
bens zu schaffen. Dieses weist u.a. eine 
lärmschutzangepasste Anordnung/ Stellung 
auf dem Grundstück auf, außerdem ist die 

Zufahrt westlich der Halle vorgesehen, da-
mit die Anlieferung von der der 
Wohnbebauung abgewandten Seite aus er-
folgen kann. Auf dieser Grundlage wurde 
im Rahmen einer Schalltechnischen Unter-
suchung (SGS-TÜV Saar GmbH, Stand: Juni 
2018) nachgewiesen, dass die zulässigen 
Immissionsrichtwerte an den betreffenden 
Wohngebäuden unterschritten werden.

Die Gemeinde Heusweiler hat somit nach § 
1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans „Neubau Stahlhalle mit Bü-
rotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ im beschleunigten 
Verfahren beschlossen. 

Die Fläche des Geltungsbereichs umfasst 
ca. 4.000 qm.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
„Neubau Stahlhalle mit Bürotrakt ‚Auf Hir-
tenwies‘“ ersetzt mit den getroffenen Rege-
lungsinhalten in seinem Geltungsbereich 
den Bebauungsplan „Gewerbegebiet öst-
lich der A1“ (1997).

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans und der Durchführung des 
Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft für 
Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Nachverdichtung im In-
nenbereich). Mit dem Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000 qm weg. Dies trifft für den vorlie-
genden Bebauungsplan zu, da das 
Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
4.000 qm in Anspruch nimmt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten/ be-
schleunigten Verfahrens nach § 13 BauGB 
gelten entsprechend: Es wird darauf hinge-
wiesen, dass gem. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB 
und § 13a Abs. 2 und 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, der zusammenfassen-
den Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
und von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bands Saarbrücken stellt für die Fläche eine 
gewerbliche Baufläche dar. Das Entwick-
lungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit 
erfüllt. 

Voraussetzungen des  
vorhabenbezogenen  
Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:
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• Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von der 
Vorhabenträgerin zu erarbeiten, der Ge-
meinde Heusweiler vorzulegen und ab-
zustimmen.

• Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
die Vorhabenträgerin auf der Grundlage 
eines mit der Gemeinde abgestimmten 
Planes zur Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer bestimmten Frist und 
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss 
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabenträgerin und 
Kommune abzuschließen.

• Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen der Vor-
habenträgerin hingegen bleiben recht-
lich gegenüber dem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt im Gewerbegebiet 
„Auf Hirtenwies“ östlich der Autobahn A1 
und westlich der Göttelborner Straße (Lan-
desstraße L266) und des Siedlungskörpers 
von Göttelborn (Gemeinde Quierschied), 
gehört jedoch bereits zur Gemarkung des 
Ortsteils Wahlschied (Gemeinde Heuswei-
ler). Für das Gewerbegebiet „Auf Hirten-
wies“ besteht der Bebauungsplan „Gewer-
begebiet östlich der A1“ (1997).

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

• im Osten durch die Straßenverkehrsflä-
che der Göttelborner Straße (Landes-
straße L266),

• im Norden durch die Straßenverkehrs-
fläche der Straße „Auf Hirtenwies“,

• im Westen durch eine von Gehölzbe-
ständen und Ruderalvegetation gepräg-

te Parzelle, die großteils im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans „Gewerbe-
gebiet östlich der A1“ liegt, sowie

• im Süden durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Parzellen (Grünland).

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Blick vom Plangebiet nach Nordosten auf die jenseits der Landesstraße L 266 gelegene Wohnbebauung

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Nutzung des Plangebietes 
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich vollständig im Eigentum der Vorhaben-
trägerin.  Aufgrund der Eigentums-
verhältnis-se ist von einer zügigen Realisie-
rung der Planung auszugehen.

Das Plangebiet selbst stellt ein bereits voll-
ständig erschlossenes, unbebautes Gewer-
begrundstück im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans „Gewerbegebiet östlich der 
A1“ dar, das an seinen Rändern im Süden 
und Südwesten von Gehölzbeständen ge-
prägt ist. Das Grundstück ist komplett ein-
gezäunt.

Nördlich des Plangebiets, jenseits der Stra-
ße „Auf Hirtenwies“, ist gewerbliche Nut-
zung anzutreffen.

Westlich des Plangebiets befindet sich eine  
unbebaute Freifläche, die von Ruderalvege-
tation und Baumbewuchs geprägt ist, je-
doch großteils im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans „Gewerbegebiet östlich der 
A1“ liegt; dahinter schließt sich im Nord-
westen  gewerbliche Nutzung sowie eine 
Trafostation an.

Östlich des Plangebiets, jenseits der Göttel-
borner Straße, ist Wohnnutzung anzutref-
fen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
planes zu entnehmen. 

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist insgesamt weitgehend 
eben. Die Topografie hat somit keine Aus-
wirkungen auf die Festsetzungen des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes.

Verkehr

Das Plangebiet ist über die Straße „Auf Hir-
tenwies“ an das Verkehrsnetz angebunden, 
die in die ebenfalls angrenzende Göttelbor-
ner Straße (Landesstraße L266) mündet. Die 
nahegelegene Autobahn A 1 ist über die 
Göttelborner Straße schnell erreichbar 
(nächstgelegener Zubringer in ca. 1km Ent-
fernung). Die Anbindung an den ÖPNV ist 
ebenfalls sehr gut - die Bushaltestelle „Auf 
Hirtenwies“ liegt nur ca. 300m vom 
Plangebiet entfernt, mit regelmäßigen 
Busverbindungen in die umliegenden Ge-

meinden (u.a. nach Heusweiler, Quier-
schied, Merchweiler).

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist im 
Gewerbegebiet „Auf Hirtenwies“ vorhan-
den.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: „Niederschlags-
wasser von Grundstücken, die nach dem 
1. Januar 1999 erstmals bebaut, befestigt 
oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, soll (...) vor Ort genutzt, 

versickert, verrieselt oder in ein oberirdi-
sches Gewässer eingeleitet werden (...).“

Das Plangebiet kann im Trennsystem ent-
wässert werden, womit die Vorgaben des § 
49a SWG erfüllt sind:

• Anfallendes Schmutzwasser wird über 
die Straße „Auf Hirtenwies“ dem vor-
handenen Schmutzwasserkanal zuge-
führt, der über eine ausreichende Kapa-
zität verfügt.

• Anfallendes Niederschlagswasser soll 
dezentral über die belebte Bodenzone 
vor Ort versickert werden oder gedros-
selt über einen neu zu errichtenden Re-
genwasserkanal in den nahegelegenen 
Vorfluter (Wahlbach) eingeleitet wer-

Blick nach Süden über das von Ruderalvegetation und an den Rändern von Gehölzbeständen geprägte Plan-
gebiet

Blick auf die nordwestlich des Plangebiets gelegene Gewerbenutzung
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den. Hierzu bedarf es einer Einleiter-
laubnis gem. § 10 WHG.

Fachgutachten

Schalltechnisches Gutachten

Zur Beurteilung der durch das Vorhaben 
hervorgerufenen Geräuschemissionen und 
-immissionen wurde ein schalltechnisches 
Gutachten erstellt. Das Gutachten kommt 
zu dem folgenden Ergebnis:

„Maßgeblich für die von der Schlosserei 
Arone ausgehenden Geräuschemissionen 
und -immissionen sind die folgenden Vor-
gänge:

•  Geräuschemissionen aus der Bearbei-
tungshalle

•  Transport- und Ladevorgänge mit die-
selbetriebenem Gabelstapler

•  Lkw- und Lieferwagen-Verkehr

•  Parkverkehr durch Kunden und Mit-
arbeiter 

(...)

Die nächstgelegenen Wohnhäuser befinden 
sich auf der gegenüberliegenden Straßen-
seite der Göttelborner Straße im Bereich der 
Einfahrt zum Gewerbegebiet in der Wahl-
schieder Straße in Göttelborn.

Gemäß Flächennutzungsplan ist der betref-
fende Bereich der Wahlschieder Straße als 
Wohnbaufläche (W) gekennzeichnet.

Zur Beurteilung der durch den Betrieb der 
Schlosserei Arone hervorgerufenen Ge-
räuschimmissionen wurden in der vorlie-
genden Untersuchung für die Immissionsor-
te im Bereich der Wohnbaufläche die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm für Allge-
meine Wohngebiete herangezogen.

Die entsprechend der Gebietseinstufung 
gemäß TA Lärm geltenden Immissionsricht-
werte sind in der obigen Tabelle dargestellt.

Darauffolgend sind die in der vorliegenden 
Untersuchung betrachteten Immissionsorte, 
die Höhe über Boden sowie der geringste 
Abstand zum Grundstück der Schlosserei 
Arone aufgeführt.

Die Immissionsorte wurden an die jeweils 
lauteste (schalltechnisch ungünstigste) Fas-
sade gelegt und es wurden jeweils die 
Stockwerke der Gebäude betrachtet, an 
denen sich die höchsten Geräuschimmissio-
nen durch den Betrieb der Schlosserei erge-
ben.

Die Beurteilungszeit tags gemäß TA Lärm ist 
der gesamte Zeitraum von 06:00 Uhr bis 
22:00 Uhr (16 Stunden), nachts die ungüns-
tigste volle Stunde zwischen 22:00 Uhr und 
06:00 Uhr.

(...)

Die zu erwartenden Innenpegel wurden in 
der Bearbeitungshalle am derzeitigen 
Standort der Schlosserei (im Ortsteil Eiwei-
ler, Gemeinde Heusweiler) gemessen. Zum 
Zeitpunkt der Messung fanden sehr ge-
räuschintensive Arbeiten statt (...). 

Die Schallabstrahlung über die geplanten 
Außenbauteile ins Freie wurden nach DIN 
EN 12354-4 berechnet. Die Schall-
dämm-Maße der Außenbauteile wurden der 
Literatur entnommen.

Die von dem Parkverkehr der Mitarbeiter 
und Kunden ausgehenden Geräuschemis-
sionen wurden nach der Parkplatzlärmstu-
die des Bayerischen Landesamtes für Um-
weltschutz, 6. Auflage 2007 berechnet.

Nach Angaben der Vorhabenträgerin 
kommt es ca. 1- 2 Mal pro Woche zu einer 
Anlieferung mittels Lkw. Die Anlieferung er-
folgt ausschließlich im Beurteilungszeit-
raum Tag.

Die Lkw-Entladung erfolgt oftmals in der 
Halle, kann jedoch auch im Süden hinter der 
Halle im Außengelände stattfinden. Im Sin-

ne einer Maximalabschätzung wurde in der 
vorliegenden Untersuchung eine Lkw-Entla-
dung im Außenbereich berücksichtigt.

Die Berechnung der Fahr- und Verladege-
räusche durch Lkw erfolgte anhand der 
Untersuchung der Hessischen Landesan-
stalt für Umwelt zu Lkw- und Ladegeräu-
schen sowie deren Aktualisierung durch das 
Hessische Landesamt für Umwelt und Geo-
logie aus dem Jahr 2005.

Zur Entladung von Lkw sowie zum Handling 
und Transport sperriger Werkstücke wird 
von der Schlosserei Arone ein dieselbetrie-
bener Gabelstapler eingesetzt.

Die Geräuschemissionen des dieselbetrie-
benen Gabelstaplers wurden dem Techni-
schen Bericht zur Untersuchung der Ge-
räuschemissionen von Anlagen zur Abfall-
behandlung und -verwertung sowie Kläran-
lagen, Heft 1 des Hessischen Landesamtes 
für Umwelt und Geologie aus dem Jahr 
2002 entnommen.

Die an den Immissionsorten in der Nachbar-
schaft verursachten Geräuschimmissionen 
wurden durch eine Schallausbreitungsbe-
rechnung nach DIN ISO 9613-2  ermittelt. 
Die Beurteilung der Geräuschimmissionen 
erfolgte gemäß TA Lärm.

In der obigen Tabelle sind die in der vorlie-
genden Untersuchung für die geplante 
Schlosserei Arone ermittelten Geräuschim-

Immissionsrichtwerte TA Lärm in Allgemeinen Wohngebieten (Quelle: Schalltechnisches Gutachen zu den Ge-
räuschemissionen und -immissionen durch die geplante Errrichtung einer Schlosserei in Heusweiler-Wahlschied, 
SGS-TÜV Saar GmbH, Stand: Juni 2018)

Betrachtete Immissionsorte (Quelle: Schalltechnisches Gutachen zu den Geräuschemissionen und -immissionen 
durch die geplante Errrichtung einer Schlosserei in Heusweiler-Wahlschied, SGS-TÜV Saar GmbH, Stand: Juni 
2018)

Gegenüberstellung der ermittelten Geräuschimmissionen mit den Immissionsrichtwerten bzw. zulässigen 
Spitzenpegeln, die Tabelle ist dem Schalltechnischen Gutachen zu den Geräuschemissionen und -immissionen 
durch die geplante Errrichtung einer Schlosserei in Heusweiler-Wahlschied, SGS-TÜV Saar GmbH (Stand: Juni 
2018) entnommen
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missionen den gemäß TA Lärm an den Im-
missionsorten geltenden Immissionsricht-
werten gegenübergestellt.

Danach werden die zulässigen Geräuschim-
missionen an allen Immissionsorten um 6 
dB(A) bis 12 dB(A) unterschritten.

Die von der betrachteten Schlosserei her-
vorgerufene Zusatzbelastung der Geräusch-
immissionen ist somit nach Nr. 3.2.1 Absatz 
2 der TA Lärm als nicht relevant im Hinblick 
auf die an den Immissionsorten geltenden 
Immissionsrichtwerte zu betrachten.

Die tagsüber zulässigen Spitzenpegel wer-
den ebenfalls unterschritten.“
(Quelle: Schalltechnisches Gutachen zu den Geräusch-
emissionen und -immissionen durch die geplante Err-
richtung einer Schlosserei in Heusweiler-Wahlschied, 
SGS-TÜV Saar GmbH, Stand: Juni 2018)
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Heusweiler; der Gemeindebezirk Wahlschied bildet mit den übrigen Ge-
meindebezirken den Nahbereich zum Grundzentrum

Vorranggebiete Vorranggebiet Freiraumschutz südlich angrenzend

zu beachtende Ziele und Grundsätze • nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Gewerbe

• (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen, hier: Siedlungsachse Saarbrücken - Riegelsberg - Heusweiler - 
Lebach (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungsstrukturen, 
Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

• (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich: erfüllt

• (G 27) Mittel- und Grundzentren sollen u.a. als Wirtschaftsschwerpunkte gestärkt 
und weiterentwickelt werden: erfüllt

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen;
die Fläche des Gewerbegebiets „Auf Hirtenwies“ ist im Landschaftsprogramm noch im-
mer als Fläche mit mittlerer Bedeutung für den Naturschutz und als landwirtschaftliche 
Nutzfläche dargestellt

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine Restriktionen verbunden)

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen; das am nächsten zum Geltungsbereich gelegene Natura2000-Gebiet 
„Wiesenlandschaft bei Wahlschied“ liegt ca. 180 m westlich des Plangebiets jenseits der 
Autobahn A1, und damit außerhalb der Einwirkungszone; das Natura2000-Gebiet „Saar-
kohlenwald“ liegt über 1 km südlich des Plangebiets und damit ebenfalls außerhalb der 
Einwirkungszone

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, Na-
tionalparks, Biosphärenreservate

nicht betroffen; das am nächsten zum Geltungsbereich gelegene Landschaftsschutzge-
biet „Wiesenlandschaft bei Wahlschied“ liegt ca. 180 m westlich des Plangebiets jenseits 
der Autobahn A1, und damit außerhalb der Einwirkungszone; das Naturschutzgebiet 
„Saarkohlenwald“ liegt über 1 km südlich des Plangebiets und damit ebenfalls außer-
halb der Einwirkungszone

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen • Aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkom-
men ökologisch hochwertiger Biotoptype oder Arten innerhalb oder im näheren Um-
feld des räumlichen Geltungsbereiches: für das Plangebiet sind im Datenmaterial des 
Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) und in der Datensammlung ABDS (Arten- 
und Biotopschutzdaten 2013 Saarland) keine Arten oder Flächen dargestellt;

• Räumlicher Geltungsbereich nicht im Rahmen der Biotopkartierung erfasst (Inter-
net-Abruf August 2018);

• Auf der Grundlage der offiziellen Geofachdaten keine Hinweise darauf, dass beson-
ders seltene oder schützenswerte Arten oder ökologisch hochwertige Biotope be-
troffen sein könnten; dies gilt insbesondere für gesetzlich geschützte Biotope und 
FFH-Lebensraumtypen.

Allgemeiner und besonderer Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Im Rahmen der Planung sind Gehölzstrukturen betroffen. Zum Schutz wild lebender Tie-
re und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Oktober bis 28. Februar einzu-
halten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG,  Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten, d. h. al-
le streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht einzeln geprüft

• Vorbelastungen mit hohem Störgrad (Lärm, Bewegungsunruhe): Lage im Gewerbe-
gebiet „Auf Hirtenwies“ und damit in direkter Nachbarschaft zu gewerblicher Nut-
zung (nördlich und nordwestlich des Plangebiets), außerdem Lage unmittelbar an der 
Göttelborner Straße (Landesstraße L266) und nahe der Autobahn A1 

• geringe Flächengröße, eingeschränkte Habitatausstattung und bestehende Vorbelas-
tungen der Fläche und in der Nachbarschaft (gewerbliche Nutzung, Landesstraße 
L266, Autobahn A1); eingeschränkte Bedeutung des Plangebietes als Lebensraum für 
planungsrelevante Pflanzen und Tiere: keine abwägungs- oder artenschutzrechtlich 
relevanten Tier- und Pflanzenarten, insbesondere keine Fortpflanzungsräume streng 
geschützter Tierarten (gilt auch für vorkommende potenziell betroffene Tiergruppen 
der FFH-Richtlinie, Anhang IV), keine geeigneten Lebensräume

• Geofachdaten ohne Hinweise auf das Vorkommen ökologisch bedeutsamer Tier- und 
Pflanzenarten, ABSP-Artpool führt für das betroffene Gebiet keine Tier- oder Pflan-
zenarten auf, nicht bei der Biotopkartierung erfasst

• kein gesetzlich geschütztes Biotop oder FFH-LRT betroffen

Fazit kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG, Voraussetzungen für Haftungsfrei-
stellung für Schäden an bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 
BNatSchG erfüllt
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan • Darstellung als Gewerbliche Baufläche (Quelle: Flächennutzungsplan des Regional-
verbands Saarbrücken)

• Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt

Bebauungsplan Bebauungsplan „Gewerbegebiet östlich der A1“ (1997); relevante Festsetzungen:

• Art der baulichen Nutzung: Gewerbegebiet;

• Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,8; Traufhöhe (TH) max. 3,50m über Straßenkrone 
Göttelborner Straße; Firsthöhe (FH) max. 6,50m über Straßenkrone Göttelborner 
Straße;

• Dachneigung: Flachdach (FD) < 5°/ Satteldach (SD) 20 - 35°;

• Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen; An-
pflanzen einzelner Bäume und Sträucher und Erhaltung von Bäumen vorgesehen;

• Von Bebauung freizuhaltende Schutzfläche (Sicherheitsabstand von 210m zum 
Antennenträger des SR; nicht mehr aktuell);

Die Art der baulichen Nutzung und die GRZ wird aus dem derzeitigen Bebauungsplan 
übernommen und textlich präzisiert bzw. ergänzt.
Insbesondere die Höhe der baulichen Anlage und die „Fläche zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ stehen dem geplanten Vorhaben ganz 
oder teilweise entgegen und werden im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans wie folgt angepasst: Festsetzung einer maximal zulässigen Gebäude-
oberkante (Anpassung der zulässigen Höhe der baulichen Anlagen), Anpassung der Fest-
setzung zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, Anpas-
sung des Baufensters. Darüber hinaus werden u.a. folgende zusätzliche Festsetzungen 
getroffen:

• Bauweise

• Festsetzung einer Fläche für Stellplätze, Garagen, Carports und Nebenanlagen

• Festsetzung eines Bereichs für Ein-/ Ausfahrt

• örtliche Bauvorschriften
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich den Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet östlich der A1“.
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Kriterium Beschreibung

Bebauungsplan „Gewerbegebiet östlich der A1“ (1997)
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Plangebiet liegt im Gewerbegebiet 
„Auf Hirtenwies“, westlich von Göttelborn 
in dem spitz zulaufenden Dreieck zwischen 
der Göttelborner Straße (Landesstraße L 
266) und der Autobahn A1. Für das Gewer-
begebiet besteht bereits ein Bebauungsplan 
(„Gewerbegebiet östlich der A1“, 1997). 

Bei der Fläche handelt es sich um ein unbe-
bautes Gewerbegrundstück. Aufgrund  ihrer 
Lage im Gewerbegebiet „Auf Hirtenwies“ - 
und auch angesichts der Vorbelastung auf-
grund der angrenzenden Landesstraße und 
Autobahn - ist das Plangebiet für die vorge-
sehene Nutzung (Stahlhalle/ Schlosserei mit 
Bürotrakt) prädestiniert. 

Zudem ist das Plangebiet aus folgenden 
Gründen für die Ansiedlung der Stahlhalle 
geeignet:

• das Grundstück ist direkt verfügbar und 
voll erschlossen;

• das Grundstück ist im Norden und 
Nordwesten bereits von gewerblicher 
Nutzung umgeben;

• es ist kein Rückgriff auf Flächen im 
Außenbereich notwendig

Vorhaben- und Erschließungsplan, Stand: Juli 2018; Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, Saarbrücken
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Seitenansicht der geplanten Stahlhalle mit Bürotrakt (Ost-Fassade von der Göttelborner Straße aus gesehen), Stand: Juli 2018; Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, 
Saarbrücken

Seitenansicht der geplanten Stahlhalle mit Bürotrakt (Nord-Fassade von der Straße „Auf Hirtenwies“ aus gesehen), Stand: Juli 2018; Quelle: KLW  Architekten & Ingenieu-
re, Saarbrücken

• die zulässigen Geräuschimmissionen an 
den Immissionsorten Wahlschieder Stra-
ße Nr. 13, Nr. 15 und Nr. 22 werden ein-
gehalten (vgl. Schalltechnisches Gut-
achten SGS-TÜV Saar, Stand: Juni 2018)

Städtebauliche Konzeption

„Die geplante Schlosserei besteht aus einer 
Betriebshalle mit Abmessungen von 35 m x 
22 m x 10 m (Länge x Breite x Höhe), die 
ebenfalls in Nord-Südrichtung verläuft. Im 
Osten schließt sich ein niedrigerer Gebäu-
deteil mit Abmessungen von 35 m x 8 m x 5 
m (Länge x Breite x Höhe) an, in welchem 
die Sozialräume und Büros untergebracht 
sind. Im Westen des Geländes befinden sich 
die Mitarbeiterparkplätze. Außerdem sind 
im Norden vor den Gebäuden drei Kunden-
parkplätze vorgesehen.

Im südlichen Geländebereich können auch 
außerhalb der Halle größere Teile zwischen-
gelagert werden.

Die Bearbeitungshalle ist über Rolltore in 
der Nord- und Südfassade sowie ein Rolltor 

in der Westfassade befahrbar. In der Regel 
finden Fahrzeugbe- und -entladungen in-
nerhalb der Halle statt. Die Be- und Entla-
dung von Lkw bzw. eigenen Fahrzeugen 
(Lieferwagen) kann jedoch auch im Süden 
der Halle im Außenbereich erfolgen.

(...)

Nach Angaben der Vorhabenträgerin liegen 
die Betriebszeiten tagsüber in der Zeit von 
06:00 Uhr bis 15:00 Uhr, die Ankunft der 
Mitarbeiter erfolgt nach 6:00 Uhr.“

(Quelle: Schalltechnisches Gutachen zu den Geräusch-
emissionen und -immissionen durch die geplante Err-
richtung einer Schlosserei in Heusweiler-Wahlschied, 
SGS-TÜV Saar GmbH, Stand: Juni 2018)
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Seitenansicht der geplanten Stahlhalle mit Bürotrakt von der Straße „Auf Hirtenwies“ aus gesehen, Stand: Juli 2018; Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, Saarbrücken
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Nutzungsart: „Stahlhalle mit 
Bürotrakt“

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Zentrales Anliegen dieses Bebauungsplanes 
ist die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Realisierung einer 
Stahlhalle mit Bürotrakt inkl. Lager- und Ab-
stellplätzen. 

Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren 
des Betriebs mit seinen verschiedenen 
Funktionen zu gewährleisten, werden fol-
gende Nutzungen in den Katalog der zuläs-
sigen Nutzungen aufgenommen: eine Stahl-
halle, Produktionsräume, Büroräume, Lager-
räume, Verwaltungsräume, Aufenthaltsräu-
me für Personal, Funktions- und Nebenräu-
me, Stellplätze, Carports, Garagen und 
Nebenanlagen sowie alle sonstigen für den 
ordnungsgemäßen Betrieb der vorgesehe-
nen Anlagen erforderlichen Einrichtungen. 

Die zulässigen Nutzungen sind entspre-
chend der Betriebsbeschreibung festge-
setzt.

Die Zulässigkeit von Stellplätzen dient der 
Ordnung des ruhenden Verkehrs und er-
möglicht deren Unterbringung auf dem 
Grundstück.

Während der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 
06:00 Uhr) dürfen in der Stahlhalle und in 
deren Umfeld keinerlei Aktivitäten stattfin-
den, um die nahegelegene Wohnnutzung 
nicht zu stören. Es gilt das Schallltechnische 
Gutachten des SGS-TÜV Saar (Stand: Juni 
2018).

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung wird im Baugebiet 
über die Höhe baulicher Anlagen geregelt 
und so auf eine Maximale begrenzt. 

Die festgesetzte Höhe ist aus dem städte-
baulichen Konzept abgeleitet.

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlagen wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper im 
Vergleich zur umgebenden Bebauung zu 
verhindern und eine angemessene Integra-
tion ohne Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes zu erreichen. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen ist analog § 18 BauNVO eine ein-
deutige Bezugshöhe erforderlich, um die 
Höhe der baulichen Anlagen genau bestim-
men zu können. Die Bezugshöhe ist der 
Festsetzung zu entnehmen.

. BEREICH FÜR EIN- UND AUSFAHRT
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Ein- und Ausfahrten zum / vom Kundenparkplatz und 
zwecks Anlieferung sind in der Straße „Auf Hirtenwies“ 
im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes aus-
schließlich im dafür vorgesehenen Bereich zuslässig.

8. PRIVATE GRÜNFLÄCHE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB Siehe Plan. Im Bereich der Einmündung der Straße 

„Auf Hirtenwies“ zur Göttelborner Straße darf die 
Bepflanzung max. 50 cm hoch sein.

9.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Die Stellplätze sind gem. FLL-Richtlinie („Empfehlungen 
für Baumpflanzungen“) zu begrünen. Je 5 Stellplätze 
ist ein Baum zu pflanzen.

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
als begrünte Flächen anzulegen und zu unterhal-
ten, sofern sie nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege 
oder weitere Gestaltungselemente benötigt werden. 
Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine ansprechende Durchgrünung und eine harmo-
nische und optisch ansprechende Einbindung in das 
umgebende Landschafts- und Siedlungsbild zu errei-
chen. Zur Eingrünung ist je 200 m2 nicht überbau-
ter Grundstücksfläche mindestens 1 standortgerech-
ter Laubbaumhochstamm/ Stammbusch zu pflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Pflanzliste:

Bäume
• Acer campestre (Feldahorn)
• Acer platanoides (Spitzahorn)
• Acer pseudoplatanus (Bergahorn)
• Betula pendula (Birke)
• Carpinus betulus (Hainbuche)
• Fagus Sylvatica (Buche)
• Frangula alnus (Faulbaum)
• Malnus sylvestris (Apfel)
• Populus tremula (Zitterpappel)
• Prunus avium (Vogelkirsche)
• Pyrus Pyraster (Birne)
• Quercus petraea (Traubeneiche)
• Quercus robur (Stieleiche)
• Salix aurita (Öhrchenweide)
• Salix cinerea (Aschweide)
• Sorbus aucuparia (Vogelbeere)
• Tilia cordata (Winterlinde)

Sträucher:
• Cornus sanguinea (Bluthartriegel)
• Corylus avellana (Hasel)
• Crataegus monogyna (Weißdorn)
• Frangula alnus (Faulbaum)
• Genista tinctoria (Färberginstter)
• Prunus spinosa (Schlehe)
• Ribes uva-crispa (Wilde Stachelbeere)
• Rosa arvensis (kriechende Rose)
• Rosa canina (Hundsrose)
• Salix caprea (Salweide)
• Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
• Sambucux racemosa (Traubenholunder)
• Viburnum opulus (gewöhnlicher Schneeball)

Nadelgehölze sollten nicht verwendet werden.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1m Höhe.

Durch die Festsetzung gilt der Ausgleich als erbracht.

10.  ERHALTUNG VON BÄUMEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB Die vorhandenen Bäume im Bereich der privaten 

Grünfl ächen sind zu erhalten. Ist eine Erhaltung nicht 
möglich, sind sie entsprechend der v.g. Pfl anzliste 
(Vorschlagsliste) zu ersetzen.

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

1.  BAUPLANUNGSRECHTLICHE 
 FESTSETZUNGEN
 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung 

des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu deren Durchführung sich die Vorhabenträgerin 
im Durchführungsvertrag verpfl ichtet.

2.  NUTZUNGSART „STAHLHALLE MIT 
 BÜROTRAKT“
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; 

§§ 1-14 BAUNVO
Siehe Plan. Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird als 
Nutzungsart „Stahlhalle mit Bürotrakt“ festgesetzt. 
Zulässig sind gewerbliche Nutzungen und Hallen, die 
der  Zweckbestimmung entsprechen und das Wohnen 
nicht wesentlich stören.

Zulässig sind insbesondere:

1. eine Stahlhalle,
2. Produktionsräume,
3. Büroräume,
4. Lagerräume,
5. Verwaltungsräume,
6. Aufenthaltsräume für Personal,
7. Funktions- und Nebenräume,
8. Stellplätze, Carports, Garagen und Nebenanlagen,
9. alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb 

der vorgesehenen Anlagen erforderlichen 
Einrichtungen.

Während der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) 
dürfen in der Lagerhalle und in deren Umfeld keinerlei 
Aktivitäten stattfi nden. Es gilt das Schallltechnische 
Gutachten des SGS-TÜV Saar (Stand: Juni 2018).

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

3.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. Hier: maximal zulässige Gebäudeoberkante

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird auf 
12,00 m festgesetzt.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe im Baugebiet ist die Oberkante der baulichen 
Anlagen. Der maßgebende obere Bezugspunkt kann 
der Nutzungsschablone entnommen werden. Unterer 
Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher Anlagen 
ist die Oberkante des Zufahrtsbereichs zum Grundstück 
in der Straße„Auf Hirtenwies“.

Die Gebäudeoberkante wird defi niert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachfl ächen (Firsthöhe).

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen kann durch 
untergeordnete Bauteile (technische Aufbauten etc.) 
auf max. 30% der Grundfl äche bis zu einer Höhe von 
max. 1,20 m überschritten werden. Durch Solarmodule/ 
Photovoltaikmodule sind weitere Überschreitungen 
zulässig.

3.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird analog 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 
BauNVO auf 0,8 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände oberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. Bei der Ermittlung der Grundfl ächenzahl 
sind die privaten Grünfl ächen als Teil des 
Baugrundstückes / der Grundstücksfl äche mitzurech-
nen

4. BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Innerhalb des Geltungsbereiches wird eine offene 
Bauweise festgesetzt.

In der offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO 
sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errich-
ten.

5. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck 
der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke 
oder des Baugebietes selbst dienen und die sei-
ner Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen 
des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend. (s. 
ergänzend Festsetzung der Fläche für Stellplätze und 
Nebenanlagen)

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN, 
CARPORTS UND NEBENANLAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Siehe Plan. Stellplätze, Garagen, Carports und 

Nebenanlagen sind sowohl innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl ächen als auch in den festgesetz-
ten Flächen für Stellplätze, Garagen, Carports und 
Nebenanlagen sowie in den Abstandsfl ächen nach 
Landesrecht zulässig.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (analog § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Unbelastetes Niederschlagswasser ist dezentral vor Ort über die belebte Bodenzone zu versickern oder 

über einen neu zu errichtenden Regenwasserkanal gedrosselt in den nahegelegenen Vorfl uter (Wahlbach) 
einzuleiten. Hierzu ist eine Einleiterlaubnis gem. § 10 WHG erforderlich. Zuständig für die Erteilung der 
Erlaubnis ist das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz als Oberste Wasserbehörde.

Örtliche Bauvorschriften (analog § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 LBO)
• Solarenergie: Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig.
• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur im Bereich der Straße „Auf Hirtenwies“ zulässig. Sie dürfen nicht 

zur L 266 hin orientiert sein. Werbeanlagen sind nur für die im jeweiligen Betrieb angebotenen Produkte 
oder Leistungen zulässig. Sie dürfen zusammen eine Breite von 40% der Fassadenbreite und eine Höhe 
von 30% der Fassadenhöhe nicht überschreiten. Oberhalb der Dachtraufe sind Werbeanlagen unzulässig. 
Die Werbeanlagen sind in Farbe, Form und Schriftart der Fassade anzupassen, an der sie befestigt werden. 
Ausgenommen sind geschützte bzw. marktübliche Waren- oder Firmenzeichen bis zu einer Größe von 1,00 
m2.

• Einfriedungen wie Zäune sind bis zu einer Höhe von 3,00 m zulässig.
• Stellplätze für Sammelcontainer und sonstige Mülltonnnenstellplätze sind mit einem Sichtschutz zu ver-

sehen und zu begrünen.
• Gemäß § 47 LBO sind insgesamt mindestens 10 Stellplätze nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

VERFAHRENSVERMERKE

• Die Vorhabenträgerin, Frau Margit Arone, hat mit 
Schreiben vom __.__.____ die Einleitung eines 
Satzungsverfahrens nach § 12 BauGB beantragt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Heusweiler hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes „Neubau Stahlhalle mit Bürotrakt ‚Auf Hir-
tenwies‘“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Be-
bau ungs plan aufzustellen, wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer 
Grenzen und Bezeichnungen mit dem Liegen-
schaftskataster übereinstimmen.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gem. 
§ 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwick-
lung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Um-
weltprüfung nicht durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Heusweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf ge-
billigt und die öffentliche Auslegung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes „Neubau Stahl-
halle mit Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ beschlossen 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
hat in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Aus-
legung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 

Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan „Neubau Stahl-
halle mit Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Neubau 
Stahlhalle mit Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Heusweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 
KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan „Neubau Stahlhalle mit 
Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“, bestehend aus der 
Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Heusweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister

Bearbeitet im Auftrag von
Margit Arone
Matthiasstraße 15
66265 Heusweiler

Stand der Planung: 20.11.2018 
SATZUNG
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Kommunikation mbH
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Tel: 0 68 25 - 4 04 10 70 
email: info@kernplan.de

Geschäftsführer: 
Dipl.-Ing. Hugo Kern
Dipl.-Ing. Sarah End
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(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)
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(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

St FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN, CARPORTS UND NEBENANLAGEN
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

p PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS.1 NR. 15 BAUGB)
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(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

RICHTFUNKSTRECKE
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Grundfl ächenzahl -

Höhe baulicher 
Anlagen

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. 
Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Es gilt das Schallltechnische Gutachten des SGS-TÜV Saar (Stand: Juni 2018).

• Bei der Rodung bzw. beim Schnitt von Gehölzen ist aus allgemeinen Artenschutzgründen die gesetzliche 
Rodungsfrist nach § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 BNatSchG zu beachten.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Neubau Stahlhalle mit Bürotrakt ‚Auf Hirtenwies‘“ ersetzt innerhalb 
seines Geltungsbereiches den rechtskräftigen Bebauungsplan „Gewerbegebiet östlich der A1“ (1997).

• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Im Plangebiet sind keine konkreten Hinweise auf mögliche Kampfmittel zu erkennen. Sollten wider Erwarten 
Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampfmittel-
beseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Der Geltungsbereich befi ndet sich im Gebiet einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Aus den Unterlagen geht 
jedoch nicht hervor, ob diesbezüglich unter diesem Bereich Abbau umging. Das Oberbergamt des Saarlandes 
bittet daher, bei Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies ggf. mitzu-
teilen.

• Durch das Plangebiet verlaufen Richtfunkstrecken der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. Im Rahmen 
der Bauausführung sind die Standorte geplanter Konstruktionen und notwendiger Baukräne frühzeitig mit 
der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG abzustimmen, um eine Beeinträchtigung der Richtfunktrassen zu 
vermeiden. Alle geplanten Konstruktionen und notwendigen Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrassen 
ragen.

HINWEISE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT
Stand Katastergrundlage 03.08.2018

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde 
eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der 
Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, 
muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) 
entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurtei-
len. (Quelle: LVGL); Digitale Kartengrundlage: Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung.

Nutzungsart
Stahlhalle mit Bürotrakt

GRZ
0,8

-

GOKmax.
12,00 m

o

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gelten 
u.a. folgende Gesetze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 632).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfl ege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 
726), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. 
Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpfl ege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 03. Dezember 2013 (Amtsbl. I 
2014 S. 2).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15. 
Juni 2016 (Amtsbl. I S. 840).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBI. I S. 1274), das zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VORHABEN- UND ERSCHLIESSUNGSPLAN

Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, Saarbrücken, Stand: Juli 2018

SEITENANSICHT (OST-FASSADE)

Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, Saarbrücken, Stand: Juli 2018

SEITENANSICHT (NORD-FASSADE)

Quelle: KLW  Architekten & Ingenieure, Saarbrücken, Stand: Juli 2018

PLANGEBIET

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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Die Festsetzung, dass die definierte Ober-
kante durch untergeordnete Bauteile über-
schritten werden darf, ermöglicht beispiels-
weise die Errichtung technischer Aufbauten 
oberhalb der Oberkante zur Gewährleis-
tung des ordnungsgemäßen Betriebes der 
baulichen Anlage. Die Definition eines maxi-
malen Flächenanteils zur Überschreitung 
der Höhe (hier: 30%) vermeidet eine unver-
hältnismäßige Ausnutzung dieser Festset-
zung.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl analog § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion. Die Festsetzung einer GRZ von 0,8 
orientiert sich an der Bemessungsobergrenze 
des § 17 BauNVO für Gewerbegebiete und 
entspricht der GRZ im Gewerbegebiet „Auf 
Hirtenwies“. Sie gewährleistet einen spar-
samen Umgang mit Grund und Boden und 
umfasst gleichzeitig einen Puffer, der dem 
Bauherren für die Realisierung der geplan-
ten Nutzung einen gewissen Spielraum 
überlässt.

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
auf den Baugrundstücken angeordnet wer-
den. In der offenen Bauweise sind die Ge-
bäude gemäß der LBO mit seitlichem Grenz-
abstand zu errichten. Dies entspricht auch 
der umliegenden Bebauung, die überwie-
gend offen ist. Auch die Gebäudelänge ist 
durch das Baufenster eingeschränkt.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze analog § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich eng an der 
städtebaulichen Konzeption der geplanten 
Bebauung mit geringfügigem Entwick-
lungsspielraum. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen (§ 14 BauNVO) sind auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücks flächen zu-
lässig, sofern sie dem Nutzungszweck der in 
dem Baugebiet gelegenen Grundstücke 
oder des Baugebiets selbst dienen und sei-
ner Eigenart nicht widersprechen. Die Aus-
nahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten 
entsprechend. Damit ist eine zweckmäßige 
Bebauung der Grundstücke mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen 
sichergestellt, ohne gesondert Baufenster 
ausweisen zu müssen.

(siehe ergänzend auch Festsetzung der Flä-
chen für Stellplätze, Garagen, Carports und 
Nebenanlagen analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB)

Flächen für Stellplät-
ze, Garagen, Carports und 
Nebenanlagen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Fläche für Stellplätze, Garagen, Car-
ports und Nebenanlagen dient u.a. als 
Stellplatzfläche, als Zufahrtsbereich, als Flä-
che zum Be- und Entladen, sowie als Lager-
platz. Sie ist so angeordnet, dass im rück-
wärtigen Bereich der Stahlhalle eine zweck-
bemäßige Be-/ Entladung der LKW stattfin-
den kann (Lärmschutz).

Anschluss an Verkehrsflächen; 
hier: Bereich für Ein- und Aus-
fahrt

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Um die Belieferung der Stahlhalle von Wes-
ten her (d.h. von der der Wohnbebauung 
abgewandten Seite aus) zu ermöglichen 
und damit vor Lärm zu schützen, der durch 
die LKW bzw. deren Be-/ Entladen hervor-

gerufen wird, wird im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan festgesetzt, dass Ein- und 
Ausfahrten ausschließlich in dem dafür vor-
gesehenen Bereich westlich der Stahlhalle 
zulässig sind.

Private Grünflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die geplanten Grünflächen orientieren sich 
an der städtebaulichen Konzeption. Sie die-
nen dem Schutz der bestehenden Gehölz-
bestände, der Eingrünung sowie als Puffer 
zu den südlich angrenzenden Freiflächen 
und werden als private Grünflächen festge-
setzt. Damit der Verkehr nicht behindert 
wird, darf im Bereich der Einmündung der 
Straße „Auf Hirtenwies“ zur Göttelborner 
Straße die Bepflanzung max. 50 cm hoch 
sein.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die getroffene grünordnerische Festsetzung 
dient insbesondere der Eingrünung der 
nicht überbaubaren Grundstücksfläche zur 
Steigerung der Aufenthaltsqualität.

Auf weitergehende Festsetzungen wird ver-
zichtet, da so noch Flexibilität bei der Be-
grünung des Gebiets verbleibt.

Erhaltung von Bäumen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die vorhandenen Bäume im Bereich der pri-
vaten Grünflächen dienen der Eingrünung 
des Baugebiets und sollen erhalten werden.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (Analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 
Landeswassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung des Plangebiets. Der 
Schmutzwasserkanal ist aufgrund der be-
stehenden Bebauung bereits vorhanden 
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und weist noch ausreichende Kapazitäten 
auf. 

Örtliche Bauvorschriften (Analgo § 
9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 
4 LBO)

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie ermöglicht die Energie-
gewinnung aus solarer Strahlungsenergie 
im Sinne der Nachhaltigkeit. 

Um möglichen unerwünschten Auswirkun-
gen der Werbeanlagen vorzubeugen, sollen 
sich die Werbeanlagen in Farbe, Form und 
Schriftart der Fassade anpassen, an der sie 
befestigt werden; sie dürfen zusammen 
eine Breite von 40% der Fassadenbreite 
und eine Höhe von 30% der Fassadenhöhe 
nicht überschreiten. Werbeanlagen sollen 
zudem nur im Bereich der Straße „Auf Hir-
tenwies“ zulässig sein. Auch sollen sie nur 
für die im jeweiligen Betrieb angebotenen 
Produkte oder Leistungen zulässig sein.

Einfriedungen wie Zäune sind bis zu einer 
Höhe von 3,00 m zulässig.

Durch die sichtgeschützte Aufstellung von 
Sammelcontainern und Mülltonnen sollen 
nachteilige Auswirkungen auf das Ortsbild 
vermieden werden.

Zur Gewährleistung einer ausreichenden 
Anzahl an Stellplätzen sind für das geplan-
te Firmengebäude insgesamt mindestens 
10 Stellplätze vorgesehen. 

Diese Festsetzungen berücksichtigen die 
Umgebungssituation und vermeiden gestal-
terische Negativwirkungen auf das Orts- 
und Landschaftsbild.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in den 
Bebauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Bei der vorgesehenen Nutzung handelt es 
sich um eine Stahlhalle mit Bürotrakt inkl. 
Lager- und Abstellplätzen. Die geplante 

Nutzung fügt sich in die Eigenart der nähe-
ren Umgebung ein. Die unmittelbare Umge-
bung (Gewerbegebiet „Auf Hirtenwies“) ist 
überwiegend von nicht-störendem Gewer-
be geprägt (u.a. Transportunternehmen/ 
Spedition, Lagerhallen...). Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Im Übrigen 
verfügte das Grundstück bereits bisher über 
Baurecht (Lage innerhalb des Bebauungs-
planes „Gewerbegebiet östlich der A1“).

Östlich des Plangebiets, jenseits der Göttel-
borner Straße, befindet sich Wohnbebauung. 
Laut dem Schalltechnischen Gutachten 
(SGS-TÜV Saar, Stand: Juni 2018) ist eine 
Beeinträchtigung durch die im Plangebiet  
geplante Nutzung nicht zu erwarten (die zu-
lässigen Geräuschimmissionen werden an 
allen Immissionsorten unterschritten). Zur 
Einhaltung der Lärmvorgaben tragen nicht 
zuletzt die Stellung der Halle und die Lage 
der Zufahrt westlich der Halle bei (Schutz 
vor LKW-Lärm).

Die Gebäudetechnik reicht aus, um unzu-
mutbare Risiken für gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse zu vermeiden.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist ferner die Be-
rücksichtigung ausreichender Abstände 
gem. Landesbauordnung. Die erforderlichen 
Abstandsflächen werden alle eingehalten, 
so dass ausreichend Besonnung und Belüf-
tung gewährleistet werden kann.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, in vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst. Von 
der Anordnung und Gestaltung des geplan-
ten Baukörpers geht keine unzumutbare 
Wirkung auf die Umgebung aus. Durch die 
Beschränkung der Gebäudehöhe auf das 
festgesetzte Maß wird gewährleistet, dass 
kein unmaßstäblicher Baukörper entstehen 
kann. Darüber hinaus stellen die getroffe-
nen grünordnerischen Festsetzungen einen 

Mehrwert für das Orts- und Landschaftsbild 
dar.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der im 
Plangebiet und in der unmittelbaren Umge-
bung bestehenden Nutzungen (gewerbliche 
Nutzung/ Gewerbegebiet, Autobahn A1, 
Landesstraße L 266), der damit verbunde-
nen Bewegungsunruhen, Lärmimmissionen 
sowie der daraus resultierenden Störungen 
bereits vorbelastet.

Aufgrund des bestehenden Störgrades so-
wie der Biotop- und Habitatausstattung 
sind keine abwägungs- oder artenschutz-
rechtlich relevanten Tier- und Pflanzenarten, 
insbesondere keine Fortpflanzungsräume 
streng geschützter Tierarten, zu erwarten.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht negativ beeinträchtigt wer-
den.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen. Dem wird durch die vorlie-
gende Planung Rechnung getragen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen eine wichtige 
Rolle. Diesen Interessen trägt die vorliegen-
de Planung ebenfalls Rechnung. Durch die 
Realisierung der Stahlhalle kann ein Beitrag 
zur Sicherung bestehender und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze geleistet werden.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzung 
wird es voraussichtlich zu einem geringfügi-
gen Anstieg des Verkehrsaufkommens kom-
men. Da es sich bei der geplanten Nutzung 
um keine Nutzung mit intensivem Publi-
kumsverkehr handelt, wird sich das Ver-
kehrsaufkommen überwiegend auf den Lie-
fer- und Mitarbeiterverkehr beschränken. 
Die Kapazitäten des örtlichen Verkehrsnet-
zes sind dafür ausreichend. 

Der ruhende Verkehr wird gebietsintern im 
Plangebiet untergebracht, sodass eine Be-
lastung der Straße „Auf Hirtenwies“ durch 
ruhenden Verkehr oder durch Parksuchver-
kehr vermieden wird.

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht erheblich negativ 
beeinträchtigt. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in kurzer Umge-
bung des Plangebietes vorhanden bzw. 
werden im Rahmen der Realisierung ausge-
baut. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich für die 
Grundstückseigentümer keine negativen 
Folgen. 

Mit der vorliegenden Planung wird dem pri-
vaten Grundstückseigentümer und Vorha-
benträger Baurecht zugestanden. Die Wert-
haltigkeit des Grundstückes wird erhalten.

Auch wurden entsprechende Festsetzungen 
getroffen, um das harmonische Einfügen in 
den Bestand zu sichern (vgl. vorangegange-

ne Ausführungen). Durch die Planung erge-
ben sich somit weder für den Grundstücks-
eigentümer und Vorhabenträger noch für 
die angrenzenden Grundstücke / Nutzun-
gen negative Folgen.

Die Nachbarschaft Wohnen/ Gewerbe 
bringt keine gegenseitige Beeinträchtigun-
gen mit sich. Laut dem Schalltechnischen 
Gutachten (SGS-TÜV Saar, Stand: Juni 
2018) werden die zulässigen Geräuschim-
missionen an allen Immissionsorten unter-
schritten.

Auswirkungen auf alle  
sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des Abwägungs-
materials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes
• Entwicklung eines bereits voll erschlos-

senen Gewerbegrundstücks statt Inan-
spruchnahme neuer Freiflächen im 
Außenbereich

• Sicherung bestehender und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze

• Stärkung der mittelständischen Wirt-
schaftsstruktur in der Gemeinde Heus-
weiler

• Abrundung des Gewerbegebiets „Auf 
Hirtenwies“

• keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange des Umweltschutzes

• geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist vorhanden, Ordnung des 
ruhenden Verkehrs auf dem Grundstück 

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund der genannten Argu-
mente, die für die Planung sprechen, kommt 
die Gemeinde zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.
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Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Nutzungsart Stahlhalle mit Bürotrakt ca. 3.130 m2

 davon überbaubare Grundstücksfläche ca. 1.260 m2

 davon Flächen für Stellplätze, Garagen, Carports und Nebenanlagen ca. 1.870 m2

private Grünfläche ca. 850 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 4.000 m2


